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Mit dem Einzug der Informations- und Kommunikationstechnologien in unser Leben ist auch der Kanton mit der 
Zeit gegangen. Das Statistische Amt und viele weitere Ämter publizieren laufend aktuelle Daten zu verschiedenen 
Themenbereichen und veröffentlichen diese auf ihrer Website, was dem Öffentlichkeitsprinzip entspricht. Das ist 
erfreulich, denn das Nutzungspotenzial der Behördendaten sind im Sinne von Open Government Data erheblich: 

1. Transparenz: Transparenz ermöglicht Bürgern zu sehen und zu verstehen, was die Behörden tagtäglich 
beschäftigt. Dies führt nicht zuletzt dazu, dass die Akzeptanz der Verwaltungstätigkeit gestärkt wird. Nur 
zwingende Gründe wie der Persönlichkeitsschutz berechtigen zu Ausnahmen. 

2. Innovation: Offen zugängliche Behördendaten können von Firmen und Privatpersonen zur Realisierung 
neuer Dienstleistungen genutzt werden. Jeder kann Behördendaten zur Darstellung, Interpretation und 
Weiterverwendung nutzen. Zu den Gewinnern dieser marktwirtschaftlichen Dienstleistungen wird nicht 
zuletzt die Verwaltung selbst sein (u.a. durch Steuereinnahmen).  

3. Synergieeffekte: Das Sammeln, Erstellen, Bereinigen, Veredeln, Kombinieren, Aufbewahren und 
Erschliessen von Daten verursacht umfangreiche Kosten. Mit der Bereitstellung von Datenbeständen 
durch den Kanton könnten sich alle an den aufwändigen Tätigkeiten der Bereinigung und Veredelung der 
Daten beteiligen (vgl. opendata.ch). 

Leider findet eine generelle und aktive Öffnung nicht gesetzlich geschützter Datenbestände beim Kanton nicht 
automatisch statt. Open Government Data ermöglichen Innovation, Transparenz und Synergieeffekt, wenn 
rechtlich, technisch und fachlich konsequent offen gearbeitet wird.  

Durch einen konsequent offenen Umgang mit den wertvollen Datenbeständen würde dieser für weitere 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Wertschöpfung geöffnet. Es ist unangebracht, der produktiven 
Weiterverwertung durch Private und Wirtschaft, Politik und Medien hier Schranken zu setzen. Der Grundsatz 
"Daten der öffentlichen Hand sind offene Daten" wäre für die gesamte Wirtschaftsregion von grosser Bedeutung. 

Deshalb wird der Regierungsrat gebeten zu prüfen und zu berichten, ob zumindest bei neuen IT Projekten – unter 
Beachtung der gesetzlichen Rahmenbedingungen –Datenbestände langfristig in maschinenlesbarer Form 
veröffentlicht werden können. 
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